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Die Regeln der Europäischen Union über 
die Eigenkapitalanforderungen orientieren 
sich an den Vorgaben des Baseler Aus-
schusses für Bankenaufsicht über das Ei-
genkapital von Banken, der sogenannten 
Basel-III-Vereinbarung (BCBS 2010, BCBS 
2011a, BCBS 2012, Deutsche Bundesbank 
2011). Die ursprünglichen Gesetzesvor-
schläge stammen aus dem Jahr 2011 (Euro-
pean Commission 2011a, 2001b). Richtlinie 
und Verordnung wurden beide unter der 
Mitent scheidungsregel verhandelt. Parla-
ment und Rat diskutierten die zwei Gesetz-
entwürfe im Rahmen eines Trilogs, das 
heißt Vertreter des Parlaments, des Rates 
und der Kommission verhandelten die Ge-
setzentwürfe und einigten sich schließlich 
im März 2013 auf einen Kompromiss. Das 
Europäische Parlament und der Rat der 
 Europäischen Kommission haben dem end-
gültigen Kompromiss formal im Juni 2013 
zugestimmt. Richtlinie und Verordnung 
(European Parliament/Council of the Euro-
pean Union, 2013a, 2013 b) werden am 
1.  Januar 2014 in Kraft treten.

EU-Vorschriften in Einklang mit den 
Basel-III-Regeln: Richtlinie und Verord-
nung übernehmen die neuen Eigenkapi-
talanforderungen vollständig: Das harte 
Kernkapital (common equity tier1 capital, 
CET1) muss 4,5 Prozent der risikogewichte-
ten Aktiva (risk-weighted assets, RWA) be-
tragen (EKV Art. 26 und 92)1), zusätzliches 
Kernkapital (additional tier 1 capital) be-
läuft sich auf 1,5 Prozent der RWA (EKV 
Art. 51 und 92) und das Ergänzungskapital 
(tier 2 capital) soll zwei Prozent betragen 
(EKV Art. 62 und 92).

Die drei Kapitalpuffer werden ebenfalls 
übernommen: Der Kapitalerhaltungspuffer 
(capital conservation buffer) besteht aus 
2,5 Prozent hartem Kernkapital in Bezug 
auf die RWA. Die zuständigen Finanzauf-
sichtsbehörden der Mitgliedstaaten kön-

nen einen antizyklischen Eigenkapitalpuf-
fer (counter cyclical buffer) zwischen null 
und 2,5 Prozent der RWA festlegen und der 
Kapitalpuffer in Höhe von 1,0 bis 3,5 Pro-
zent für global systemrelevante Banken 
wird auch in EU-Recht umgesetzt. Die ex-
akte Höhe der verschiedenen Eigenkapi-
talanforderungen und der Zeitplan der Ein-
führung sind in der Abbildung dargestellt.

EU-Vorschriften, die von den Basel-III-
Regeln abweichen: Basel III definiert die 
Höchstverschuldungsquote (leverage ratio) 
als Kernkapital geteilt durch Gesamten ga-
gement (ohne Risikogewichtung). Dies um-
fasst das Gesamtvermögen plus außer-
bilanzielle Positionen (Basel III, Absätze 
153-1642)). Die EKV definiert die Höchstver-

schuldungsquote auf die gleiche Weise, 
nennt aber keine quantitative Mindestgren-
ze, die erfüllt werden muss (EKV Art. 429). 
Es ist geplant, dass die Europäische Kom-
mission – falls angemessen – einen Gesetz-
gebungsvorschlag vorlegen soll, um eine 
Höchstverschuldungsquote von drei Pro-
zent ab 2018 verbindlich zu machen. Zu-
dem erwägt die Europäische Kommission 
mehrere verschiedene Höchstverschul-
dungs quoten abhängig vom Geschäftsmo-
dell, Risikoprofil und Größe der Banken ein-
zurichten (European Commission, 2013, 22).

Die EU definiert die Mindestliquiditätsquo-
te (liquidity coverage ratio, LCR) auf die 
gleiche Weise wie der Baseler Ausschuss: 
Der Bestand an erstklassigen liquiden Akti-
va muss mindestens so groß sein wie der 
gesamte Nettoabfluss von Barmitteln in 
den nächsten dreißig Kalendertagen unter 
einem erheblichen Liquiditäts-Stressszena-
rio (BCBS, 2010, Abs. 15, EKV Art. 412). 
 Allerdings ist die Liste der Aktiva, die als 
erstklassig liquide gelten, weit stärker ein-
geschränkt als die Liste der Basel-Vor-
schrift. Demnach spielen Staatsanleihen 
der Mitgliedstaaten eine relativ bedeuten-
dere Rolle. Dagegen sind Aktiva von In-
vestment- oder Versicherungsunterneh-
men verboten (EKV Art. 416, Ziffern 1 und 
2). Die neue EU-Verordnung legt keine 
Grenze für das Engagement von Banken 
gegenüber einzelnen Schuldnern fest, 
wenn der Schuldner ein Staat ist (EKV Art. 
400, Ziffer 1a). Für andere Schuldner gilt 
eine hohe Engagementgrenze von 25 Pro-
zent des gesamten Eigenkapitals (EKV Art. 
395, Ziffer 1).

Die EKV definiert die strukturelle Liquidi-
tätsquote (net stable funding ratio, NSFR) 
nur lose. Die exakte Definition der Basel-
III-Vereinbarung wird nicht übernommen. 
Es wird nur erwähnt, dass „Institutionen 
sicherstellen sollen, dass langfristige 
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Im Juni haben das Europäische Parlament 
und der Rat der EU-Kommission den neuen 
Regeln zur Eigenkapitalanfor derung von 
Banken formal zugestimmt. Bei deren Prä-
sentation und Bewertung unterscheidet der 
Autor zwischen Regeln in Einklang mit Ba-
sel III, abgeänderten Regeln und neuen Re-
geln, die nicht in Basel III enthalten sind. Er 
kommt zu dem Schluss, dass die Beschlüsse 
der Europäischen Union in die richtige Rich-
tung gehen, sieht allerdings noch Verbesse-
rungspotenzial. Dabei plädiert er vor allem 
für die Einführung von Risikogewichten für 
Staats anleihen der Mitgliedstaaten und 
will die Liquiditätsanforderungen im Rah-
men der Mindestliquiditätsquote Staats-
anleihen nicht übermäßig bevorzugt wis-
sen. Schließlich sollten Mitgliedstaaten 
 berechtigt sein, eine Eigenkapitalquote von 
über 18 Prozent der risikogewichteten Ak-
tiva festzusetzen. (Red.)
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Schulden adäquat gedeckt sind durch eine 
Vielfalt an sicheren Finanzierungsinstru-
menten unter normalen und unter Stress-
Bedingungen“ (EKV Art. 413). Es ist ge-
plant, dass die Europäische Kommission – 
falls angemessen – bis zum 31. Dezember 
2016 einen Gesetzgebungsvorschlag vorle-
gen soll, um Details der strukturellen Li-
quiditätsquote festzulegen (EKV Art. 510).

Neue EU-Vorschriften im Vergleich zu 
Basel III: Die Europäische Union führt zwei 
neue Maßnahmen ein, die nicht von Basel 
III vorgesehen werden. Erstens wird ein 
makroprudenzieller systemischer Risiko-
puffer (systemic risk buffer) aufgenom-
men. Dieser ist definiert als hartes Kern-
kapital im Verhältnis zu RWA und kann für 
den gesamten Finanzsektor oder für einen 
oder mehrere Teile des Finanzsektors eines 
Mitgliedstaats verpflichtend sein. Er soll 
errichtet werden, um systemische oder 
makroprudenzielle Risiken in einem be-
stimmten Mitgliedstaat zu verhindern. Der 
systemische Risikopuffer für global sys-
temrelevante Banken (global systemically 
important institutions, G-SIIs)3) wird allge-
mein ein Teil dieses gesamten systemi-
schen Risikopuffers sein. Bis Ende 2014 
kann die nationale Finanzaufsichtsbehörde 
den makroprudenziellen systemischen Risi-
kopuffer zwischen null und drei Prozent 
festsetzen. Danach kann der systemische 
Risikopuffer zwischen null und fünf Pro-
zent liegen (EKR Art. 133)4).

Ein makroprudenzieller Risikopuffer von 
mehr als fünf Prozent kann vom Rat der 
Europäischen Union abgelehnt werden 
(EKV Erwägungsgrund 16). Zudem muss 
die nationale Finanzaufsichtsbehörde die 
Europäische Kommission, die Europäische 
Bankenaufsicht (European Banking Autho-
rity, EBA) und den Europäischen Ausschuss 
für Systemrisiken (European Systemic Risk 
Board, ESRB) über die Maßnahme infor-
mieren und detailliert begründen, warum 
sie einen Puffer über fünf Prozent setzen 
will (EKR Art. 133, Ziffern 12 und 13).

Zweitens wird ein Risikopuffer für andere 
(als global) systemrelevante Banken (other 
systemically important institutions, O-SII) 
eingeführt. Dieser besteht aus hartem 
Kernkapital und kann zwischen null und 
zwei Prozent variieren. Nationale Finanz-
aufsichtsbehörden können systemrelevan-
te Banken in ihrem Zuständigkeitsbereich 
festlegen und diesen zusätzlichen Puffer 
auferlegen, wenn sie es für nötig befinden 

(EKR Art. 131). Der Puffer wird ab Januar 
2016 phasenweise eingeführt (EKR Art. 
162, Ziffer 5).

Falls eine Bank mehreren der drei verschie-
denen makroprudenziellen Puffern unter-
liegt (G-SII-Puffer, O-SII-Puffer, systemi-
scher Risikopuffer), dann wird nur der mit 
dem höchsten Wert angewendet (EKV 131, 
Ziffer 14). Es gibt jedoch eine Ausnahme. 
Falls der systemische Risikopuffer nur 
 wegen makroprudenziellen Risiken eines 
 Mitgliedstaats erhoben wurde, wird der 
systemische Risikopuffer zusätzlich zu dem 
G-SII-Puffer oder dem O-SII-Puffer ad-
diert (EKR131, Ziffer 15).

Beurteilung der vorgeschlagenen 
Maßnahmen

Die Richtlinie und die Verordnung der Eu-
ropäischen Union, die Basel-III-Vereinba-
rung in europäisches Recht zu überführen, 
gehen in die richtige Richtung. Dies be-
trifft die Reformpunkte, bei denen die EU 
den Basel-III-Regeln folgt und außerdem 
die optionalen Eigenkapitalanforderungen, 
die über die internationalen hinausgehen. 
Allerdings besteht noch einiges an Verbes-
serungspotenzial. In der Tat sollten einige 
der beschlossenen Regeln dringend über-
arbeitet werden.

1. Das Risikogewicht für Staatsanleihen 
von EU-Mitgliedstaaten, die auf inländi-
sche Währung lauten, ist unabhängig von 
ihrem Rating null Prozent (EKV Art. 114, 
Ziffer 4). Dagegen fordern bereits die 
 Basel-II-Regeln (die durch Basel III nicht 
verändert werden) grundsätzlich Risikoge-
wichte. Im auf internen Ratings basieren-
den Ansatz (IRB-Ansatz) wird das Risikoge-
wicht gemäß dem Ausfallrisiko bestimmt 
(BCBS, 2004, Abschnitte 270–325), im ver-
einfachten Standardansatz sind Risikoge-
wichte von bis zu 150 Prozent vorgesehen 
(BCBS, 2004, Abschnitt 53)5). 

Es ist eindeutig nicht akzeptabel, von die-
sen Vorschriften abzuweichen. Wie die ak-
tuelle Staatsschuldenkrise gezeigt hat, tra-
gen auch Staatsanleihen ein Ausfallrisiko. 
Darüber hinaus sind Banken und deren 
Staaten in einem potenziellen Teufelskreis 
miteinander verbunden, in dem Bankenkri-
sen zu Staatsschuldenkrisen führen kön-
nen und umgekehrt. Daher sollte es keine 
Unterscheidung zwischen Staatsanleihen 
(Risikogewicht von null Prozent) und von 
Finanzinstituten begebenen Anleihen (Risi-

kogewichte zwischen 20 und 150 Prozent 
– EKV Art. 120) geben. Folglich sollten Ri-
sikogewichte für Staatsanleihen, basierend 
auf deren Rating, eingeführt werden. Diese 
sollten mindestens so hoch wie von Basel II 
vorgeschrieben sein. EU-weite oder einzel-
staatliche Abweichungen nach unten müs-
sen ausgeschlossen werden. Die Einfüh-
rungsphase bis 2019 kann sicherstellen, 
dass die aktuelle Euroschuldenkrise durch 
die neuen Regeln nicht verschärft wird.

2. Die Mindestliquiditätsquote bevorzugt 
ebenfalls Staatsschulden im Vergleich zu 
den Baseler Regeln. Basel III stellt eine Lis-
te erstklassiger liquider Aktiva auf, in der 
Staatsanleihen, Unternehmensanleihen und 
hypothekenbesicherte Wertpapiere (resi-
dential mortgage backed securities, RMBS) 
enthalten sind (BCBS, 2013, Abschnitte 
49–54). Die EU-Liste umfasst hauptsäch-
lich Staatsanleihen. Unter bestimmten 
 Voraussetzungen zählen Wertpapiere von 
Finanzinstituten auch als liquide Aktiva. 
Papiere von Investment- und Versiche-
rungsunternehmen sowie von Finanzhol-
dinggesellschaften sind jedoch ausgenom-
men (EKV Art. 416). Es gibt keinen Grund, 
derart restriktiv zu sein und sich haupt-
sächlich auf Staatsanleihen zu konzentrie-
ren. Daher sollte die Liste, was als erstklas-
sige liquide Aktiva zählt, sich stärker an 
der Liste der Basel-III-Vereinbarung orien-
tieren. Allerdings sollten nur Aktiva von 
sehr hoher Qualität zugelassen werden.

3. Die Ausnahme, dass Banken Staatsanlei-
hen der Mitgliedstaaten in unbegrenzter 
Höhe halten können, unterstützt ebenfalls 
die Staatsverschuldung. Staatsanleihen 
einzelner Länder sollten genauso wie an-
dere Kredite behandelt werden. Hier sollte 
ebenfalls eine Obergrenze von 25 Prozent 
des gesamten Eigenkapitals gelten.

4. Die EU sollte auch grundsätzlich eine 
Höchstverschuldungsquote von drei Pro-
zent einführen, wie vom Baseler Ausschuss 
vorgeschlagen. Der große Vorteil dieser 
Höchstverschuldungsquote ist, dass sie ein-
fach berechnet werden kann, da das Ver-
mögen nicht risikogewichtet ist, und somit 
leicht vergleichbar ist, um Banken mit über-
mä ßigem Verschuldungsgrad zu  ermitteln. 
Die Vorgabe verschiedener Höchst ver schul-
dungsquoten für verschiedene Geschäfts-
modelle und Risikoprofile sollte sicherstel-
len, dass die Höchstverschuldungsquote nur 
in außergewöhnlichen Umständen kleiner 
als drei Prozent sein sollte. 
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5. Die Definition der EU-Verordnung, was 
als hartes Kernkapital gilt, ist weiter als die 
Basel-Definition. Daraufhin bewertete der 
Baseler Bankenausschuss die EU-Definition 
für hartes Kernkapital als „materiell nicht 
konform“ mit der Basel-III-Vereinbarung 
(BCBS, 2012, 12). Aus zwei Gründen sollte 
die Definition des harten Kernkapitals in 
Einklang mit Basel III sein. Erstens sollten 
Finanzinstitute nur Eigenkapital nutzen, 
das Verluste wirklich auffangen kann. 
Demnach sollte die Definition des harten 
Kernkapitals sehr restriktiv sein, um dieses 
Kriterium zu erfüllen. Zweitens wird ein 
problematisches Signal an die weltweite 
Finanzgemeinschaft dadurch ausgesendet, 
dass das Eigenkapital europäischer Banken 
nicht das Basel-III-Kriterium erfüllt: Euro-
päische Banken haben tendenziell ein 
 höheres Insolvenzrisiko als ihre Wettbe-
werber in den anderen G20-Ländern zu 
tragen. Folglich könnten die Finanzmärkte 
eine höhere Risikoprämie von europäi-
schen Banken verlangen, wodurch deren 
Kapitalkosten steigen würden und deren 
Fähigkeit, dem internationalen Wettbe-
werb standzuhalten, geschwächt würde. 
Somit könnte der Druck des Marktes 
schließlich eine striktere Definition für 
hartes Kernkapital erzwingen.

6. In demselben Dokument wie im vorheri-
gen Absatz erwähnt, kritisiert der Baseler 
Ausschuss den auf internen Ratings basie-
renden Ansatz der EU zur Messung des 
Kreditrisikos als „materiell nicht konform“ 
mit Basel III (BCBS, 2012, 12). Zum Beispiel 
kritisiert der Ausschuss, dass die EU einer 
Bank, die den IRB-Ansatz benutzt, erlaubt, 
dauerhaft den Standardansatz anzuwen-
den (EKV Art. 150), auch wenn die Verwen-
dung des Standardansatzes zu niedrigeren 
Risikogewichten führt. Unter Basel III ist 
dies nicht möglich. 

Der Standardansatz kann insbesondere zu 
niedrigeren Risikogewichten führen, wenn 
er auf Wertpapierpositionen von zentralen 
Regierungen, regionalen Regierungen und 
lokalen Behörden angewendet wird. Als 
Konsequenz kann der Betrag der risikoge-
wichteten Aktiva kleiner sein, sodass die 
Banken weniger Eigenkapital vorhalten 
müssen, um die Mindestkapitalanforde-
rungen zu erfüllen. Wiederum sendet diese 
Nicht-Konformität das Signal aus, dass 
 europäische Banken eher finanziellen Eng-
pässen ausgesetzt sind. Folglich sind die 
Kapitalkosten höher. Berücksichtigt man 
diese Argumente, sollten die EU-Regeln 

bezüglich des IRB-Ansatzes dem Basel-III-
Entwurf entsprechen.

7. Gemäß Basel III „muss eine Bank für au-
ßerbörsliche Derivate eine weitere Kapi-
talanforderung beachten, die das Risiko 
von Marktverlusten aufgrund des erwarte-
ten Kontrahentenrisikos abdeckt“ (BCBS, 
2010, Abschnitt 98). Für diese Verluste 
werden kreditrisikobezogene Bewertungs-
anpassungen (credit value adjustments, 
CVA) durchgeführt. Die EU-Regulierung 
befreit Derivate von Nichtbanken (EKV Art. 
382, Ziffer 4a) und Pensionsfonds (EKV Art. 
482) von dieser Kapitalanforderung. Der 
Baseler Bankenausschuss urteilt, dass diese 
EU-Vorschrift mit den Basel-III-Regeln 
nicht konform ist (BCBS, 2012, 40). Exper-
ten schätzen, dass diese Ausnahmen den 
EU-Banken einen Wettbewerbsvorteil von 
zwischen 20 und 100 Basispunkten ver-
schafft (FT, 2013, 11). Das Risiko von 
 außerbörslichen Derivaten sollte in den Ei-
genkapitalanforderungen berücksichtigt 
werden, um für mögliche Verluste vor-
zusorgen. Deswegen sollte die EU nicht 
 erlauben, bestimmte außerbörsliche Ge-
schäfte von der Kapitalanforderung zu be-
freien.

8. In den Basel-III-Regeln und der EU-Ei-
genkapitalverordnung gibt es eine Liste 
von Positionen, die vom harten Kernkapital 
abgezogen werden müssen, zum Beispiel 
immaterielle Vermögensgüter (BCBS, 2010, 
Abschnitte 66–90; EKV Teil 2, Titel 1, Kapi-
tel 2, Abschnitt 3). Allerdings existieren ei-
nige Ausnahmen, die bei Basel III nicht 

vorgesehen sind. Im Artikel 49, Ziffer 1 
EKV wird geregelt, dass die zuständige Fi-
nanzaufsichtsbehörde einer Bank erlauben 
kann, Eigenkapital einer Versicherung oder 
Rückversicherung nicht abzuziehen, wenn 
die Muttergesellschaft der Bank wesent-
lich an dieser Versicherung beteiligt ist. 
Wenn weiterhin eine Bank Eigenkapital ei-
ner anderen Bank hält und diese Banken 
Teil des gleichen institutsbezogenen Siche-
rungssystems sind (wie das oft bei Genos-
senschaftsbanken und deren Spitzeninsti-
tut der Fall ist), kann die Aufsichtsbehörde 
erlauben, dass dieses Eigenkapital eben-
falls nicht abgezogen wird (EKV Art. 49 
Ziffer 3a). 

Der Baseler Bankenausschuss kritisiert, 
dass diese Regelungen nicht konform mit 
den Basel-III-Vorschriften sind. Im Ergeb-
nis können Banken höhere Eigenkapital-
quoten ausweisen als sie es mit den Basel-
III-Regeln können. Da diese Ausnahmen 
aus Risikogründen nicht gerechtfertigt 
sind, sollte die EU nicht erlauben, dass 
Banken diese Positionen abziehen können.

9. Werden alle Eigenkapitalanforderungen 
und die verschiedenen Kapitalpuffer ad-
diert, ist der maximale Betrag des Eigen-
kapitals 18 Prozent.6) Der europäische 
 Gesetzgeber will nicht, dass die Mitglied-
staaten höhere Anforderungen festlegen 
(European Commission, 2013, 11). Wenn 
also die Mitgliedstaaten diese Grenze 
überschreiten wollen (zum Beispiel einen 
systemischen Risikopuffer von mehr als 
fünf Prozent setzen wollen), kann der Rat 
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der Europäischen Union auf Basis eines 
Kommissionsvorschlags dies ablehnen (EKV 
Erwägungsgrund 16). Zudem müssen sie 
ausführlich begründen, warum ihre Banken 
mehr Eigenkapital brauchen. Einige Mit-
gliedstaaten – zum Beispiel Spanien und 
Großbritannien – haben bereits angekün-
digt, striktere Eigenkapitalanforderungen 
für ihre Banken festzulegen (European 
Commission, 2013, 11). Es ist nicht sinnvoll, 
sie einzuschränken. Wenn ein Banken sektor 
eines Mitgliedstaats weit mehr risikobe-
haftet und volatil ist, sollte die na tionale 
Aufsichtsbehörde berechtigt sein, Eigenka-
pitalanforderungen für heimische Banken 
einfach zu erhöhen. Folglich sollten die Re-
geln zur Überschreitung des systemischen 
Risikopuffers über fünf Prozent  hinaus ge-
ändert werden. Es sollte ausreichen, die Eu-
ropäische Kommission über diesen Schritt 
zu informieren und Gründe darzulegen.

10. Die strukturelle Liquiditätsquote ist in 
der EU-Verordnung nicht klar festgelegt. 
Die Verordnung sollte eine eindeutige De-
finition enthalten, so wie in der Basel-III-
Vereinbarung angegeben. Zudem sind die 
Regeln zur Liquiditätsquote bislang ledig-
lich provisorisch. Dieses Vorgehen ist zu 
vage. Die EU sollte sich daher klar festle-
gen, die strukturelle Liquiditätsquote in 
Einklang mit Basel III im Jahr 2018 grund-
sätzlich einzuführen. Allerdings muss die 
genaue Definition der Liquiditätsquote – 
wie auch bei Basel III vorgesehen –, im 
Jahr 2016 noch einmal überprüft werden. 
Falls im Licht der durch die geplante Ein-
führung der strukturellen Liquiditätsquote 
im Jahr 2018 bis dahin gesammelten Da-
ten unbeabsichtigte und gravierende ne-
gative Konsequenzen (vor allem auf die 
Langfristfinanzierung) absehbar sind, wäre 
die Definition entsprechend anzupassen.

11. Basel III wendet den Kapitalerhaltungs-
puffer ungeachtet ihrer Größe auf alle Fi-
nanzinstitute an. Die EU-Richtlinie sieht 
vor, dass Mitgliedstaaten kleine und mitt-
lere Investmentunternehmen davon be-
freien dürfen, den Kapitalerhaltungspuffer 
aufzubauen (EKR Art. 129, Ziffer 2). Es gibt 
keinen Grund, für kleine Unternehmen 
eine Ausnahme zu machen. Deshalb sollte 
die EU an der gleichen Regel festhalten 
und den Kapitalerhaltungspuffer allen Fi-
nanzinstituten auferlegen.

12. Schließlich ist festgelegt, dass die 
Gleichberechtigung der Geschlechter in 
Vorständen von Banken und Investment-

unternehmen (Vorstände und Aufsichts-
räte) wichtig ist. Die Richtlinie fordert eine 
Mindestquote für die Vertretung des un-
terrepräsentierten Geschlechts (EKR Erwä-
gungsgrund 60). Eine spezifische Quote ist 
jedoch nicht angegeben. Auf die Forde-
rung nach dieser Quote sollte verzichtet 
werden. Die Vorstandsmitglieder von Fi-
nanzinstituten sollten ausschließlich nach 
Wissen und Qualifikation ausgewählt wer-
den, ungeachtet des Alters, Geschlechts, 
kulturellen, geografischen, schulischen und 
beruflichen Hintergrunds.

Wesentliche Teile des Basel-Regelwerks 
nicht umgesetzt

Die von der Europäischen Union verab-
schiedete Eigenkapitalrichtlinie und Eigen-
kapitalverordnung werden zum 1. Januar 
2014 in Kraft treten. Die Regeln setzen  
die Basel-III-Vorschriften in Europäisches 
Recht um und gehen grundsätzlich in die 
richtige Richtung. So müssen Banken in 
Zukunft mindestens acht Prozent an Ei-
genkapital in Relation zu den risikoge-
wichteten Aktiva halten. Zudem werden 
ein verpflichtender Kapitalerhaltungspuf-
fer von 2,5 Prozent und optional ein anti-
zyklischer Eigenkapitalpuffer von bis zu 
2,5 Prozent und ein systemischer Risiko-
puffer von bis zu fünf Prozent eingeführt. 
Werden alle Kapitalpuffer ausgeschöpft, 
müssen die Banken zukünftig eine Eigen-
kapitalquote von mindestens 18 Prozent 
erreichen.

Allerdings werden wesentliche Teile des 
Basel-Regelwerks nicht umgesetzt. Bei-
spielsweise gilt für Staatsanleihen der 
 EU-Mitgliedstaaten ein Risikogewicht von 
0 Prozent. Die Höchstverschuldungsquote 
wird nicht quantifiziert. Ein Mitgliedstaat 
kann für Banken nur unter sehr restrikti-
ven Bedingungen eine Eigenkapitalquote 
von mehr als 18 Prozent festlegen.

Aufgrund der unzureichenden Umsetzung 
der Vorschriften des Baseler Ausschusses in 
europäisches Recht werden die EU-Banken 
im Vergleich zu ihren ausländischen Wett-
bewerbern krisenanfälliger sein. Die Wahr-
scheinlichkeit einer weiteren Finanzkrise in 
der Europäischen Union ist deshalb höher 
als in anderen Regionen. Die negativen 
Auswirkungen einer Krise dürften in der 
EU stärker sein als im Rest der Welt. Des-
wegen ist zu hoffen, dass das Regulie-
rungs-Paket demnächst so verschärft wird, 
dass weitere durch Banken verursachte Fi-

nanzkrisen nahezu unmöglich gemacht 
werden.
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Fußnoten
1) EKV-Artikel beziehen sich auf European Parlia-
ment/Council of the European Union (2013b).
2) Basel-III-Absätze beziehen sich auf BCBS (2011a).
3) Der EU-Begriff G-SII ist der gleiche wie der Basel-
Ausdruck G-SIFI (global systemically important fi-
nancial institutions).
4) EKR-Artikel beziehen sich auf European Parlia-
ment/Council of the European Union (2013a).
5) Allerdings gibt es auch im Standardansatz die 
Ausnahme, dass ein Land niedrigere Risikogewichte 
vorgeben kann, wenn die Staatsanleihe in der hei-
mischen Währung begeben ist und die Bank diese 
mit Mitteln, die auch auf die heimische Währung 
lauten, finanziert (BCBS, 2004, Abschnitt 54). 
6) Nur für global oder andere systemrelevante Ban-
ken kann die gesamte Kapitalanforderung höher als 
18 Prozent sein (EKR 131, Ziffer 5).
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